
PV\636747DE.doc PE 366.233
Externe Übersetzung

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT  VERSAMMLUNG VON SERBIEN 
UND MONTENEGRO

DELEGATION FÜR DIE BEZIEHUNGEN ZU
DEN LÄNDERN SÜDOSTEUROPAS

DELEGATION DER AUSSCHÜSSE FÜR 
EUROPÄISCHE INTEGRATION, 
AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN, 
INTERNATIONALE 
WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN, 
WIRTSCHAFTSBEZIEHUNGEN IM INLAND 
UND VERFASSUNGSFRAGEN

2. Interparlamentarisches Treffen EP/Serbien und Montenegro 

5. Dezember 2005
Belgrad

ENTWURF DES PROTOKOLLS
Seite

1. Annahme des Entwurfs der Tagesordnung..............................................................  2
2. Genehmigung des Protokolls des 1. IPT EP-Serbien und Montenegro 

am 15.-16. Dezember 2004 in Straßburg............................................................... 2
3. Meinungsaustausch mit Vertretern der Regierung von Serbien und Montenegro, 

der amtierenden Präsidentschaft des Rates der Europäischen Union und der 
Europäischen Kommission zur politischen Lage in Serbien und Montenegro und zu 
dessen Fortschritten im Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses,
auch im Hinblick auf mögliche Entwicklungen in den Verfassungsbeziehungen 
zwischen den Republiken von Serbien und Montenegro..........................................2

4. Rechtsstaatlichkeit und Justiz sowie innere Angelegenheiten, insbesondere 
hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dem ICTY (Internationaler Strafgerichtshof 
für das ehemalige 
Jugoslawien...............................................................................................................5

5. Wirtschaftliche Lage in Serbien und Montenegro ....................................................6

6. Meinungsaustausch zur aktuellen Lage im Kosovo und den Perspektiven der 
zukünftigen Gespräche über den endgültigen Status des Kosovo.............................7

7. Annahme einer gemeinsamen Erklärung durch die Delegationsvorsitzenden .……7
8. Verschiedenes............................................................................................................7

9. Zeitpunkt und Ort des nächsten Treffens …………………………...……………..8

Anlagen: Anwesenheitsliste
11. Juli 2006
SMZ/pel



PV\636747DE.doc PE 366.233
Externe Übersetzung

DE
2/13

Die Sitzung beginnt um 15.15 Uhr unter dem gemeinsamen Vorsitz von Herrn Zoran ŠAMI, 
Präsident der Versammlung von Serbien und Montenegro, und Frau Doris PACK, Vorsitzende 
der Delegation des EP für die Beziehungen zu den Ländern Südosteuropas.

Herr SAMI und Frau PACK heißen die Teilnehmer des interparlamentarischen Treffens 
willkommen und Frau Pack fügt hinzu, dass der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments kürzlich beschlossen hat, einen besonderen Berichterstatter für jedes 
Land des westlichen Balkans zu ernennen, um die Entwicklung der Lage dort besser verfolgen 
zu können, und dass Herr Jelko Kacin als Berichterstatter für Serbien und Montenegro benannt 
worden sei. Sie sei erfreut darüber, wenige Wochen nach dem Beginn der Verhandlungen 
zwischen der EU und Serbien und Montenegro über den Abschluss eines Stabilisierungs- und 
Assoziierungsabkommens die EP-Delegation nach Belgrad zu leiten. Sie sei sich dessen 
bewusst, dass der Verhandlungsprozess nicht einfach sein werde, versichert jedoch, dass das 
Europäische Parlament die Entwicklungen in der Staatenunion weiterhin aufmerksam verfolgen 
wird.

1. Annahme des Entwurfs der Tagesordnung

Der Entwurf der Tagesordnung wird angenommen.

2. Genehmigung des Protokolls des 1. IPT EP-Serbien und Montenegro am 
15.-16. Dezember 2004 in Straßburg

Das Protokoll wird genehmigt.

3. Meinungsaustausch mit Vertretern der Regierung von Serbien und Montenegro, 
der amtierenden Präsidentschaft des Rates der Europäischen Union und der 
Europäischen Kommission zur politischen Lage in Serbien und Montenegro und zu
dessen Fortschritten im Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses, 
auch im Hinblick auf mögliche Entwicklungen in den Verfassungsbeziehungen 
zwischen den Republiken von Serbien und Montenegro

Herr HUDSON, stellvertretender Leiter der Delegation der Europäischen Kommission in 
Serbien und Montenegro ergreift das Wort. 

Er äußert, dass der interparlamentarische Dialog immer mehr zu einem politischen Motor werde, 
der Serbien und Montenegro auf dem Weg in Richtung EU voranbringt. Seit dem letzten 
interparlamentarischen Treffen im Jahr 2004 seien wesentliche Fortschritte erreicht worden und 
die Eröffnung der Verhandlungen über das Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen habe
eine neue und verheißungsvolle Stufe in den Beziehungen zwischen der EU und Serbien und 
Montenegro eingeleitet. Dieser Fortschritt sei im Ergebnis der durchgeführten Reformen und der 
Tätigkeit der Parlamente der einzelnen Republiken möglich geworden. 

Im Machbarkeitsbericht werde jedoch betont, dass Serbien und Montenegro die Reformen in 
einigen Bereichen noch fortführen müssen. Der Fortschrittsbericht der Kommission 2005 zu 
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Serbien und Montenegro enthalte die abschließende Feststellung, dass trotz des erreichten 
Fortschritts, der den SAA-Verhandlungen zugrunde liegt, eine Reihe von Problemen immer 
noch nicht gelöst sind. Die Kommission habe dem Rat einen Entwurf über eine erneuerte 
Europäische Partnerschaft mit dem Ziel unterbreitet, Serbien und Montenegro bei der 
Bewältigung der noch nicht gelösten Probleme zu unterstützen.

Die vorrangigen Schwerpunkte in der erneuerten Partnerschaft seien die folgenden: Erstens 
die Reform der öffentlichen Verwaltung und der Justiz, die für die erfolgreiche Umsetzung 
der SAA-Verpflichtungen unabdingbar sei. Diese Reformen seien darüber hinaus auch der 
Schlüssel für den Kampf gegen Korruption und das organisierte Verbrechen und würden
wesentlich zur Verbesserung des Geschäftsklimas beitragen. Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass die Reformen erhebliche finanzielle Mittel erfordern, habe die EU Serbien und 
Montenegro umfangreiche Hilfe gewährt.

Zweitens seien die wirtschaftlichen Reformen von höchster Wichtigkeit. Der Fortschritt, der 
hinsichtlich der makroökonomischen Stabilität bereits erzielt worden ist, werde begrüßt, es sei
jedoch dringend erforderlich, wirtschaftliche Strukturreformen durchzuführen, damit die 
makroökonomische Stabilität auch anhält.

Die dritte Priorität sei die demokratische Kontrolle über das Militär. Die parlamentarische 
Kontrolle über das Militär müsse wesentlich ausgeweitet werden, um die Rechtsstaatlichkeit zu 
stärken. Was ihre internationalen Verpflichtungen betreffe, so hätten Serbien und Montenegro 
erhebliche Fortschritte in der Zusammenarbeit mit dem ICTY erreicht, es müssten jedoch noch 
weitere Anstrengungen unternommen werden, um die übrigen flüchtigen Angeklagten vor 
Gericht zu bringen. In der Kosovo-Problematik müsse Belgrad den Dialog mit Pristina 
intensivieren und in der Frage der Statusdefinition einen konstruktiven Ansatz erkennen lassen. 
Darüber hinaus müsse die Teilnahme der Kosovo-Serben an den vorläufigen Institutionen der 
provisorischen Selbstverwaltung gefördert werden.

Die Kommission betone, wie wichtig es ist, die Verfassungscharta voll und ganz zu 
respektieren und die Machtverteilung zwischen der Staatenunion und den Teilrepubliken 
konstruktiv zu gestalten. Die Kommission drücke des Weiteren die Hoffnung aus, dass die 
SAA-Verhandlungen innerhalb eines Jahres nach ihrer Aufnahme abgeschlossen werden 
können. Dies hänge jedoch vom Fortschritt ab, den Serbien und Montenegro in den politischen,
wirtschaftlichen und institutionellen Reformen erzielen.

Die Prioritäten der Europäischen Partnerschaft müssten auch im Parlament von Serbien und
Montenegro als solche behandelt werden, und es sei erforderlich, dass alle pro-europäischen 
politischen Kräfte zu den Reformen beitragen. 

Herr McILLROY, stellvertretender Missionsleiter an der Botschaft des Vereinigten 
Königreiches in Serbien und Montenegro, spricht im Namen der amtierenden Präsidentschaft 
des Rates der Europäischen Union. Er unterstreicht die Bedeutung der Rolle des Parlaments bei 
der Umsetzung der erklärten Unterstützung der Bürger für die europäische Integration in die 
Praxis und in konkrete Maßnahmen. Er erkennt an, dass die Staatenunion auf dem Weg nach 
Europa große Fortschritte gemacht hat. Jedoch seien, auch angesichts der Tatsache, dass der 
demokratische Prozess erst vor fünf Jahren begonnen hat, noch viel Unterstützung und weitere 
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Fortschritte erforderlich. Er unterstreicht die ungeheure Wichtigkeit der Zusammenarbeit mit 
dem ICTY und insbesondere die Dringlichkeit der Verurteilung von Ratko Mladic und Radovan 
Karadcic.

Herr JEVREMOVIC, stellvertretender Minister im Ministerium für auswärtige 
Angelegenheiten spricht im Auftrag der Regierung von Serbien und Montenegro. Er stellt mit 
Genugtuung fest, dass die interparlamentarische Zusammenarbeit zwischen Serbien und 
Montenegro und dem Europäischen Parlament wieder einen regulären Verlauf nimmt.
Angesichts der Eröffnung der SAA-Verhandlungen könnten Serbien und Montenegro mit mehr 
Optimismus in das Jahr 2006 blicken, insbesondere was die Außenpolitik betreffe. Er räumt ein, 
dass sich die Regierung derzeit mit einem großen und heiklen Problem, dem Kosovo, 
auseinanderzusetzen habe. Dabei wolle sie klarstellen, dass der Durchsetzung demokratischer 
Normen höchste Priorität eingeräumt wird und darüber keine Zweifel mehr bestehen können.
Die Regierung sei des Weiteren bemüht, den SAA-Verhandlungen eine zukunftsweisende
Richtung zu geben und auch die regionale Zusammenarbeit weiter zu entwickeln. 

Herr KACIN ruft die Parlamentarier der Versammlung der Staatenunion auf, konstruktiver zu
handeln und die Lage des Landes im regionalen Kontext zu betrachten. Nicht nur Serbien und 
Montenegro hätten Probleme, beispielsweise mit dem Kosovo. Die ehemalige jugoslawische 
Republik Mazedonien habe Schwierigkeiten mit der internationalen Anerkennung ihrer 
Staatsbezeichnung sowie bezüglich der Koexistenz mit der großen albanischen Minderheit. Er 
sei konkret der Auffassung, dass es unter den regierenden politischen Kräften wie auch unter 
den Oppositionsparteien nicht länger Zweifel darüber geben dürfe, wo die Prioritäten liegen. 
90 % der Einwohner Serbiens und Montenegros würden die wirtschaftliche Entwicklung als 
vorrangigste Aufgabe nennen. 

Frau PACK weist auf die EU-Visapolitik für Bürger von Serbien und Montenegro hin und 
berichtet über die Gespräche, die sie an diesem Tag bereits mit dem Innenminister der Republik 
Serbien geführt hat. Sie sei erfreut mitzuteilen, dass das Europäische Parlament schon bald eine 
Entschließung über die Erweiterung annehmen werde, die derzeit von Herrn Brok, MdEP, 
vorbereitet wird und eine Abänderung zur Erleichterung der Visaerteilung für bestimmte 
Kategorien von Staatsbürgern der Länder des westlichen Balkans enthalten wird. Sie wünsche
Serbien und Montenegro viel Erfolg auf dem Weg zur europäischen Integration.

Herr DULIC merkt an, dass sich Serbien und Montenegro auf die wirklichen Prioritäten 
konzentrieren sollten, also auf die wirtschaftliche Entwicklung, den Kampf gegen die Armut 
und die Überwindung der sonstigen Hindernisse für die gesellschaftliche Modernisierung des 
Landes. Das wären die schwierigsten Probleme und nicht die Lage im Kosovo! 
Die europäische Integration sei für Serbien und Montenegro ein hochgestecktes Ziel, das 
zumindest kurzfristig schon aus wirtschaftlichen Gründen kaum zu erreichen wäre. Er weist auf 
die konkreten Risiken des Nationalismus und der Radikalisierung hin, mit denen das Land 
konfrontiert sei. 

Herr DRLJEVIC begrüßt die Teilnehmer des zweiten interparlamentarischen Treffens EP-
Serbien und Montenegro und drückt seine Zufriedenheit über die kürzliche Eröffnung der 
Verhandlungen zwischen der EU und Serbien und Montenegro über den Abschluss eines SAA
aus. Er erinnert daran, dass die Republik Montenegro nach der Verfassungscharta berechtigt ist, 
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einen Volksentscheid über die Unabhängigkeit/den Austritt aus der Staatenunion einzuberufen, 
und unterstreicht, dass das Verfahren in diesem Fall ein faires, demokratisches und transparentes 
sein müsse. 

Herr DEMETRIOU äußert sich zufrieden über die Tatsache, dass die verschiedenen
Teilnehmer, die an diesem Tag bereits mit der EP-Delegation zusammengetroffen waren, wie 
z. B. der serbische Innenminister und der stellvertretende Justizminister, alle auf eine 
europäische Integration hinarbeiten. Es dürfe jedoch nicht vergessen werden, dass noch 
tiefgreifende Änderungen notwendig seien, bevor sich Serbien und Montenegro um die EU-
Mitgliedschaft bewerben kann. Das Land hätte beispielsweise noch ernste Defizite in den 
Bereichen Demokratie, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit und Rechte der Minderheiten. Die 
Hinweise der Kommission dazu sollten im Übrigen nicht als überflüssige Kritik, sondern als in 
guter Absicht geäußerte Anregungen für das Land aufgefasst werden.

Frau KALLENBACH erkundigt sich bei Herrn Drljevic, ob die Anstrengungen Montenegros 
hinsichtlich der Durchführung eines Volksentscheids über die Unabhängigkeit nur formale 
Schritte wären, um zu zeigen, dass Montenegro eine funktionierende Demokratie darstellt, oder 
ob es in der Republik wesentliche Unabhängigkeitsbestrebungen gäbe.

Herr DRLJEVIC antwortet, dass Montenegro natürlich ein strategisches Interesse an der 
europäischen Integration habe, man aber nicht der Meinung sei, dass diese von Montenegro 
schneller als von Serbien erreicht werden kann. Allerdings könnte Montenegro aufgrund der 
funktionierenden Institutionen der Republik wesentliche Standards einfacher und wirksamer 
erreichen. Die Institutionen der Staatenunion würden dagegen nicht richtig arbeiten. Als 
Beispiel führt er an, dass es dem Parlament der Staatenunion erst wenige Tage zuvor nicht 
gelungen sei, über eine gemeinsame Entschließung abzustimmen, die hinsichtlich der feierlichen 
Begehung des 60. Jahrestages der UNO-Charta eingebracht worden war. 

Herr SOC hebt hervor, dass er zu einer Oppositionspartei in Montenegro gehöre. Er betont, 
dass nicht die Durchführung eines Volksentscheids, sondern die europäische Integration das 
wesentliche Ziel sei. Jeder Schritt sollte in einer Atmosphäre des gegenseitigen Vertrauens 
unternommen werden. Wenn die Institutionen der Staatenunion nicht funktionierten, läge das 
daran, dass jemand nicht wolle, dass sie funktionieren, und ihre Arbeit behindere.

Herr KACIN weist seine Kollegen aus Serbien und Montenegro darauf hin, dass die 
Entscheidung darüber, ob ein Land für die Aufnahme in die EU bereit ist, letztendlich von der 
Europäischen Union getroffen werde. Ob sich Serbien und Montenegro gemeinsam oder 
gesondert auf die Aufnahme in die Europäische Union vorbereiten wollen, sei ihre eigene 
Entscheidung. Er macht die Länder auch darauf aufmerksam, dass die Verhandlungen lang und 
schwierig sein würden, wahrscheinlich müssten mehr als 31 Kapitel verhandelt werden (so viele
seien es für Länder wie sein eigenes, Slowenien, zum Zeitpunkt der Verhandlungen über den 
EU-Beitritt). 

Herr KLIBARDA verweist auf den Wortlaut des Entwurfs der gemeinsamen Erklärung, die 
später noch angenommen werden soll, und insbesondere auf Punkt 17, in welchem das Hüllwort 
in der Formulierung „nehmen den Wunsch der politischen Führer Montenegros, über den Status 
von Montenegro … ein Referendum abzuhalten, zur Kenntnis...“, durch „nehmen den Wunsch 
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der Mehrheit der Bevölkerung Montenegros, über den Status von Montenegro … ein 
Referendum abzuhalten, zur Kenntnis“ ersetzt werden sollte.

Herr KALEZIC beklagt, dass die Institutionen der Staatenunion und insbesondere von 
Montenegro immer noch Geiseln des Vermächtnisses von Milosevic in Belgrad seien. Er weist 
darauf hin, dass mehrere wertvolle Jahre verloren gegangen seien und dass nicht noch mehr Zeit 
verschwendet werden sollte. 

Herr RASOVIC betont, dass er zu einer montenegrinischen Oppositionspartei gehöre. Er stellt 
klar, dass der Grund dafür, warum die Mehrheit eine Volksabstimmung will, mit Sicherheit 
nicht die Stärkung der Demokratie sei. Die Behauptung der regierenden Mehrheit, dass sie bei 
der Durchführung des Referendums alle demokratischen Standards respektieren würde, sei bar 
jeglicher Bedeutung. Die Wahrheit sei, dass in Montenegro gegenwärtig kein Dialog zwischen 
der Opposition und der regierenden Mehrheit zu Fragen der Volksabstimmung möglich ist. 

Herr BRAJOVIC fordert seine Kollegen von der montenegrinischen Opposition zu größerer 
Konstruktivität auf. Die Volksabstimmung wäre selbstverständlich ein Punkt, den man auf die 
politische Tagesordnung setzen müsse. Es sei sinnlos weiterhin zu behaupten, dass der Moment 
noch nicht geeignet sei.

Herr MEIJER erkundigt sich, ob es denn nicht möglich wäre, dass sich die Staatenunion um 
die EU-Mitgliedschaft bewirbt, während die Bemühungen um größere Unabhängigkeit 
fortgesetzt werden. Er fragt seine serbischen und montenegrinischen Kollegen nach den von 
ihnen bevorzugten Optionen. Hätten die Anhänger des Staatenbundes die Absicht, diesen für 
immer aufrechtzuerhalten, oder würden auch sie nach Beitritt zur EU eine Auflösung 
befürworten? Würden die Verfechter der Unabhängigkeit nicht eher einen Status vergleichbar 
mit dem von Katalonien oder Flandern anstreben?

Herr SAMI betont, dass in der Verfassungscharta eindeutig ein Unabhängigkeitsreferendum
vorgesehen sei. Gleichzeitig sei aber auch klar, dass die montenegrinische Bevölkerung in dieser 
Frage sehr geteilte Ansichten hat. In Serbien glaubten viele, dass die Staatenunion in der Tat der 
beste Rahmen für die europäisch-atlantische Integration sei.

4. Rechtsstaatlichkeit sowie Justiz und Inneres, insbesondere hinsichtlich der 
Zusammenarbeit mit dem ICTY (Internationaler Strafgerichtshof für das frühere 
Jugoslawien)

Herr LJAJIC, Minister für Menschenrechte und Rechte der Minderheiten, spricht im 
Auftrag der Regierung von Serbien und Montenegro, wobei er die Zusammenarbeit mit dem 
ICTY in den Mittelpunkt stellt. Er erwähnt, dass er bereits mehrere Male Gelegenheit gehabt 
habe, mit Mitgliedern des EP über das Problem zu sprechen, das sich für Serbien und 
Montenegro daraus ergibt, dass nicht alle vom ICTY Angeklagten an den Strafgerichtshof in 
Den Haag ausgeliefert worden sind. Er berichtet über eine kürzlich durchgeführte Operation mit 
dem Ziel der Festnahme von Ratko Mladic, die trotz guter Vorbereitung fehlgeschlagen war,
und erwähnt, dass niemand wisse, wo er sich aufhält. Allerdings glaube die Regierung, dass das 
Gebiet seines wahrscheinlichen Aufenthalts mehr und mehr eingegrenzt würde. Andererseits sei 
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er stolz, dass Serbien und Montenegro auf alle Aufforderungen des Strafgerichtshofs zur
Zusammenarbeit, zur Gewährung des Zugangs zu Unterlagen usw. positiv reagiert hätten. 
Zudem würden auch die in Serbien geführten Kriegsverbrecherprozesse zur Verbesserung des 
Klimas beitragen.

Baroness LUDFORD räumt ein, dass Fortschritte im Bereich der Zusammenarbeit von Serbien 
und Montenegro mit dem ICTY nicht zu leugnen seien. Sollten jedoch Serbien und Montenegro 
die übrigen Strafverfolgten, namentlich die beiden Hauptangeklagten, noch festnehmen können, 
würde das der Sache ein ganz anderes Gesicht geben. Sie erklärt, dass die Mitglieder des EP 
sehr gut verstünden, wie schwierig es für die serbischen und montenegrinischen Behörden ist, 
den Bürgern die Notwendigkeit insbesondere der Festnahme der beiden Hauptangeklagten klar 
zu machen, doch würden der Staatenunion durch solch eine umfassende Zusammenarbeit 
zweifellos große Vorteile entstehen.
Baroness Ludford spricht dann das heikle Problem der Verhaftung und Einschüchterung von 
Menschenrechtsaktivisten an, auf das von Amnesty International und anderen Organisationen 
hingewiesen worden war. Sie äußert, dass die Menschenrechte unteilbar sein sollten, dass dabei 
nicht mit doppeltem Maß gemessen werden dürfe und sie bestärkt das Land darin, eine mutigere 
und konsequentere Politik für die Verteidigung der Menschenrechte zu führen. Sie freue sich 
übrigens, in diesem Zusammenhang auf die vielversprechenden Gespräche verweisen zu 
können, die sie an diesem Tag bereits mit dem serbischen Innenminister und dem 
stellvertretenden Justizminister geführt hat. 
Sie sei außerdem beeindruckt von der festen Zusicherung der serbischen Behörden, das 
organisierte Verbrechen und die Korruption zu bekämpfen. 
Abschließend sagt sie, dass sie gut verstehe, dass Serbien und Montenegro und insbesondere 
Serbien den Eindruck haben könnten, isoliert und bestraft zu werden und deshalb sei es 
besonders wichtig, sich darum zu bemühen, das Image des Landes und die Lage bezüglich der 
Rechtsstaatlichkeit zu verbessern. Das würde sich auch auf den Willen der Europäischen Union, 
die Visapolitik für Staatsbürger von Serbien und Montenegro weniger streng zu gestalten, 
begünstigend auswirken.

5. Wirtschaftliche Lage in Serbien und Montenegro

Herr NURKOVIC, Minister für den Binnenmarkt von Serbien und Montenegro, der im Namen 
der Regierung spricht, merkt an, dass es seiner Ansicht nach im Bereich der Wirtschaftspolitik 
keine Probleme zwischen dem Parlament und der Regierung von Serbien und Montenegro
gegeben habe. Andererseits gäbe es viele konkrete Schwierigkeiten auf dem Weg zu einer 
wirtschaftlichen Integration zwischen den beiden Republiken von Serbien und Montenegro.

Herr PARIVODIC, Minister für internationale Wirtschaftsbeziehungen der Republik Serbien,
äußert sich stolz darüber, dass das serbische Parlament im Bereich der Wirtschaftsgesetzgebung
sehr aktiv gewesen ist und dass die Weltbank Serbien für die Verbesserung des 
Investitionsumfeldes ihre Anerkennung ausgesprochen hat. Serbien sei jedoch trotz der 
derzeitigen verheißungsvollen wirtschaftlichen Tendenzen immer noch gezwungen, eine sehr 
restriktive Politik der öffentlichen Ausgaben zu betreiben, weshalb das Land unbedingt auf 
Heranführungshilfe angewiesen sei, um das Gleichgewicht wieder herzustellen. Serbien leide 
auch unter wirtschaftlicher und sozialer Isolation, vor allem aufgrund der restriktiven 
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Visapolitik der EU. Die meisten jungen Serben seien leider niemals ins Ausland gereist. 
Landprivatisierung und Infrastrukturentwicklung seien ebenfalls wichtige Elemente zur weiteren 
Verbesserung der serbischen Wirtschaft. Abschließend erklärt er seine Befriedigung darüber, 
dass der serbischen Wirtschaft zum Glück ein sehr gutes Arbeitskräftepotential zur Verfügung 
steht und hebt auch die Entwicklung fortgeschrittener Informationstechnologien hervor. 

Herr MUSCAT lobt das beeindruckende Tempo der Umgestaltung der Wirtschaft in Serbien
und Montenegro, erinnert seine Landsleute jedoch daran, dass auch eine Verbesserung der Lage 
der Bevölkerung sehr wichtig sei. Leider scheine die Inflationsrate wieder zu steigen und die 
Schattenwirtschaft spiele immer noch eine große Rolle. Er erkundigt sich bei den Mitgliedern 
des Parlaments von Serbien und Montenegro, was sie in dieser Hinsicht sowie zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen und sozialen Rechte der Arbeiter und für den Schutz der Umwelt zu 
unternehmen gedenken. Er fragt des Weiteren, ob es realistisch sei zu erwarten, dass das vom 
IWF empfohlene Wirtschaftsprogramm umgesetzt wird.

Herr PARIVODIC vertritt die Auffassung, dass die wirtschaftliche Lage in Serbien trotz einer 
Reihe von bereits genannten Problemen viel besser sei als noch vor zwei Jahren. Zur 
Umgestaltung und Privatisierung äußert er, dass vielleicht eine vorsichtige Politik, mit welcher 
die Unternehmen eines nach dem anderen wirtschaftlich saniert würden, der günstigste Weg für 
Serbien sein könnte. Was die wachsende Inflationsrate betrifft, meint er, dass möglicherweise 
strukturelle Gründe dafür verantwortlich sind.

Herr BECSEY erklärt mit Nachdruck, dass mit den Privatisierungen unbedingt fortgefahren 
werden müsse und dass es wichtig sei, eine Ausgewogenheit zwischen Investitionen in den 
politischen Bereichen (wie beispielsweise in der Justiz oder der Polizei) und denen im 
Wirtschaftssektor herzustellen.

Herr KACIN bittet Minister Parivodic um statistische Angaben zur Wirtschaft Serbiens
einschließlich des Kosovo.

Herr PARIVODIC erklärt, dass diese nicht verfügbar seien und er persönlich nicht sehe,
welchen wirtschaftlichen Beitrag der Kosovo für die Europäische Union leisten könne,
zumindest nicht, solange dieses Gebiet von einer solch hohen Kriminalität geprägt ist. 

6. Meinungsaustausch zur aktuellen Lage im Kosovo und den Perspektiven 
bezüglich der zukünftigen Gespräche über dessen endgültigen Status.

Aus zeitlichen Gründen wird dieser Punkt nicht besprochen.

7. Annahme einer gemeinsamen Erklärung durch die Vorsitzenden der Delegationen 

Die gemeinsame Erklärung der Vorsitzenden der Delegationen des Europäischen Parlaments 
und des Parlaments von Serbien und Montenegro wird nach Aussprache über die von Herrn 
Kacin, Baroness Ludford, Frau Kallenbach, Herrn Muscat und einigen Mitgliedern der 
Delegation der Versammlung von Serbien und Montenegro vorgeschlagenen Änderungen und 
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nach Zustimmung zu den Kompromissformulierungen einstimmig angenommen. 

8. Verschiedenes

Zu diesem Punkt liegt nichts vor.

9. Zeitpunkt und Ort des nächsten interparlamentarischen Treffens

Es wird vereinbart, im August 2006 weitere Treffen auf der Ebene der Staatenunion oder der 
Republiken einzuberufen, sobald die Entwicklung der Lage dies erlaubt. 

  * * * 
Frau Pack and Herr Sami danken allen Teilnehmern, den Dolmetschern und dem Sekretariat.

* * *
Die Sitzung endet um 18.30 Uhr.

* * *
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